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Vorwort 
 
Vorwort Vorwort 
Nach Art. 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein ist das Land Schles-

wig-Holstein ein Gliedstaat der Bundesrepublik Deutschland. Unabhängig von 
Fläche, Einwohnerzahl und Finanzkraft verlangt die Eigenstaatlichkeit Schles- 
wig-Holsteins nach einer Verfassungs- und Verwaltungsrechtsordnung im Rahmen  
der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung und der Vorgaben grundgesetzlicher  
Homogenitätsanforderungen. Darin liegen Recht und Pflicht, Spielraum für Origi- 
nalität und Zwang zur Rücksichtnahme gleichermaßen. Dabei hat Schleswig-
Holstein seit seiner Gründung immer wieder beachtliche und innovative Legisla-
tivakte hervorgebracht. 

Auf dem Gebiet des Öffentlichen Rechts bietet sich die größte Möglichkeit, die 
Rechtsordnung landesrechtlich zu prägen. Das betrifft naturgemäß die staatsrechtli-
che Umhegung des Verfassungsraums Schleswig-Holsteins. Das gilt aber auch für 
die verwaltungsrechtlichen Gebiete des Kommunalrechts, Polizei- und Ordnungs-
rechts sowie des öffentlichen Baurechts. Eingedenk aller länderübergreifenden 
Gemeinsamkeiten lassen sich hier landesstaatliche Eigenheiten finden.  

Das vorliegende Lehrbuch will wesentliche Teile der landesspezifischen Rechts-
ordnung Schleswig-Holsteins, nämlich das Verfassungs- und Verwaltungsrecht, das 
Sicherheits- und Ordnungsrecht, das Kommunalrecht und das öffentliche Baurecht, 
systematisch darstellen und einen Überblick über die wesentlichen Strukturen und 
Regelungen geben. Abgerundet wird das Lehrbuch mit Grundzügen des Umwelt- 
und Planungsrechts sowie des Rechts der öffentlichen Sachen, des Denkmalschut-
zes und der Enteignung. Dass die Autoren dabei auch und gerade die Interessen 
studentischer Leser im Blick haben, versteht sich von selbst. Darüber hinaus dürfte 
ein Interesse zahlreicher Rechtsanwender an einem Grundriss ausgewählter Refe-
renzgebiete des Öffentlichen Rechts Schleswig-Holsteins bestehen. 

Selbstverständlich können die Ausführungen an vielen Stellen vertieft werden, 
können weitere Rechtsgebiete aufgenommen werden, kann der Fallbezug erhöht 
oder verringert werden, kann die Verwaltungspraxis mehr oder weniger berück-
sichtigt werden, können Wissenschaft und Rechtsprechung intensiver oder zurück-
haltender ausgewertet werden – das vorliegende Landesrecht Schleswig-Holstein 
versucht, insoweit möglichst vielen Interessen gerecht zu werden, und möchte dazu 
anregen, sich mit der Staats- und Verwaltungsordnung Schleswig-Holsteins zu be-
schäftigen. Selbststand und Selbstbewusstsein dieses Landes spiegeln sich auch und 
gerade in seiner lebendigen Rechts- und Verwaltungskultur. Deshalb sind wir an 
einem Austausch mit den Lesern dieses Buches interessiert und für entsprechende 
Anregungen und Kritik offen. 
 
Kiel, im April 2022 Florian Becker 
 Christoph Brüning 
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